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nes anderen Rechtsträgers umfassen, zur Abdeckung von Ent-
schädigungsansprüchen eine finanzielle Sicherheit zu erbrin-
gen und aufrechtzuerhalten, etwa durch eine Versicherung,
Garantieerklärung oder andere finanzielle Garantien. 

4. In geeigneten Fällen sollen diese Maßnahmen die Ver-
pflichtung zur Einrichtung branchenweiter Fonds auf nationa-
ler Ebene umfassen.

5. Reichen die in den vorstehenden Absätzen vorgesehenen
Maßnahmen nicht aus, um eine angemessene Entschädigung
zu gewährleisten, soll der Ursprungsstaat außerdem dafür Sor-
ge tragen, dass zusätzliche Finanzmittel zur Verfügung gestellt
werden.

Grundsatz 5
Reaktionsmaßnahmen 

Tritt im Zusammenhang mit einer gefährlichen Tätigkeit
ein Ereignis ein, das grenzüberschreitende Schäden verursacht
oder voraussichtlich verursachen wird,

a) benachrichtigt der Ursprungsstaat umgehend alle be-
troffenen oder voraussichtlich betroffenen Staaten von dem
Ereignis und den möglichen Auswirkungen der grenzüber-
schreitenden Schäden;

b) stellt der Ursprungsstaat unter angemessener Beteili-
gung des Betreibers sicher, dass angemessene Reaktionsmaß-
nahmen getroffen werden; zu diesem Zweck soll er sich auf die
besten verfügbaren wissenschaftlichen Daten und Technolo-
gien stützen;

c) soll der Ursprungsstaat gegebenenfalls auch alle be-
troffenen oder voraussichtlich betroffenen Staaten konsultie-
ren und sich um Zusammenarbeit mit ihnen bemühen, um die
Auswirkungen grenzüberschreitender Schäden zu mildern und
nach Möglichkeit zu beseitigen;

d) ergreifen die von den grenzüberschreitenden Schä-
den betroffenen oder voraussichtlich betroffenen Staaten alle
durchführbaren Maßnahmen, um die Auswirkungen dieser
Schäden zu mildern und nach Möglichkeit zu beseitigen;

e) sollen die beteiligten Staaten gegebenenfalls die zu-
ständigen internationalen Organisationen und andere Staaten
um die Gewährung von Hilfe zu gegenseitig annehmbaren Be-
dingungen ersuchen.

Grundsatz 6
Internationale und innerstaatliche Rechtsbehelfe
1. Die Staaten statten ihre innerstaatlichen Rechtsprechungs-
und Verwaltungsorgane mit den erforderlichen Zuständigkei-
ten und Kompetenzen aus und stellen sicher, dass diese Organe
im Falle grenzüberschreitender Schäden durch gefährliche Tä-
tigkeiten, die in ihrem Hoheitsgebiet oder unter ihrer Hoheits-
gewalt oder Kontrolle stattfinden, umgehend angemessene
und wirksame Rechtsbehelfe bereitstellen.

2. Die Opfer grenzüberschreitender Schäden sollen Zugang
zu Rechtsbehelfen im Ursprungsstaat haben, die nicht weniger
umgehend, angemessen und wirksam sind als diejenigen, die
Opfern zur Verfügung stehen, die innerhalb des Hoheitsge-
biets dieses Staates durch dasselbe Ereignis Schaden erleiden.

3. Die Absätze 1 und 2 berühren nicht das Recht der Opfer,
andere als die im Ursprungsstaat zur Verfügung stehenden
Rechtsbehelfe in Anspruch zu nehmen. 
4. Die Staaten können die Inanspruchnahme internationaler
Verfahren zur Regelung von Entschädigungsansprüchen vor-
sehen, die zügig und mit minimalen Kosten durchgeführt wer-
den.
5. Die Staaten sollen angemessenen Zugang zu Informatio-
nen gewährleisten, die für die Inanspruchnahme von Rechts-
behelfen, einschließlich die Geltendmachung von Entschädi-
gungsansprüchen, von Belang sind.

Grundsatz 7
Ausarbeitung spezifischer internationaler Regime 
1. Können für bestimmte Kategorien gefährlicher Tätigkei-
ten durch den Abschluss spezifischer globaler, regionaler oder
bilateraler Übereinkünfte wirksame Regelungen in Bezug auf
Entschädigungen, Reaktionsmaßnahmen und internationale
und innerstaatliche Rechtsbehelfe getroffen werden, so soll al-
les getan werden, um solche Übereinkünfte zu schließen. 
2. Diese Übereinkünfte sollen gegebenenfalls Regelungen
für branchenweite und/oder staatliche Fonds enthalten, damit
zusätzliche Entschädigung geleistet werden kann, falls die fi-
nanziellen Mittel des Betreibers, einschließlich Maßnahmen
der finanziellen Sicherheit, nicht ausreichen, um die infolge ei-
nes Ereignisses entstandenen Schäden abzudecken. Derartige
Fonds können zu dem Zweck eingerichtet werden, nationale
branchenweite Fonds zu ergänzen oder zu ersetzen. 
Grundsatz 8
Umsetzung
1. Jeder Staat soll die erforderlichen Gesetzgebungs-, Regu-
lierungs- und Verwaltungsmaßnahmen zur Umsetzung dieses
Entwurfs von Grundsätzen beschließen.
2. Dieser Entwurf von Grundsätzen und die zu seiner Umset-
zung beschlossenen Maßnahmen sind ohne jede Diskriminie-
rung wie etwa nach Staatsangehörigkeit, Wohnsitz oder Auf-
enthaltsort anzuwenden.
3. Die Staaten sollen bei der Umsetzung dieses Entwurfs von
Grundsätzen zusammenarbeiten.

RESOLUTION 61/37

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 4. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/455, Ziff. 13)54.

61/37. Begehung des sechzigsten Jahrestags des Beste-
hens des Internationalen Gerichtshofs

Die Generalversammlung,

in Anbetracht dessen, dass im Einklang mit Artikel 2 Ab-
satz 3 der Charta der Vereinten Nationen alle Mitgliedstaaten
gehalten sind, ihre internationalen Streitigkeiten durch fried-
liche Mittel beizulegen, sodass der Weltfrieden, die interna-

54 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Ägyptens im Namen des Präsidiums im Ausschuss vorgelegt.
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tionale Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefährdet wer-
den, 

eingedenk der Erklärung über Grundsätze des Völker-
rechts betreffend freundschaftliche Beziehungen und Zusam-
menarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der Charta
der Vereinten Nationen55 sowie der Erklärung von Manila über
die friedliche Beilegung von internationalen Streitigkeiten56, 

in Anerkennung der Notwendigkeit, den Grundsatz der
Herrschaft des Rechts auf nationaler wie auch internationaler
Ebene allgemein einzuhalten und anzuwenden, 

unter Hinweis darauf, dass der Internationale Gerichtshof
das Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen ist,
und in Bekräftigung seiner Befugnisse und seiner Unabhän-
gigkeit, 

in Anbetracht dessen, dass sich 2006 der Tag der Eröff-
nungssitzung des Internationalen Gerichtshofs zum sechzig-
sten Mal jährte, 

mit Dank Kenntnis nehmend von der Sondergedenkveran-
staltung, die im April 2006 zur Begehung dieses Jahrestags in
Den Haag abgehalten wurde,

1. beglückwünscht den Internationalen Gerichtshof fei-
erlich zu der wichtigen Rolle, die er während der vergangenen
sechzig Jahre als Hauptrechtsprechungsorgan der Vereinten
Nationen bei der gerichtlichen Entscheidung von Streitigkei-
ten zwischen Staaten wahrgenommen hat, und erkennt den
Wert seiner Arbeit an; 

2. dankt dem Gerichtshof für die Maßnahmen, die er er-
griffen hat, um das größere Arbeitsaufkommen mit höchster
Effizienz zu bewältigen; 

3. betont, dass es wünschenswert ist, praktische Mittel
und Wege zur Stärkung des Gerichtshofs zu finden, wobei ins-
besondere die auf Grund seines Arbeitsaufkommens entstan-
denen Bedürfnisse zu berücksichtigen sind; 

4. legt den Staaten nahe, auch künftig zu erwägen, den
Gerichtshof mit den nach seinem Statut vorgesehenen Mitteln
in Anspruch zu nehmen, und fordert die Staaten, die dies nicht
bereits getan haben, dazu auf, die Annahme der Gerichtsbar-
keit des Gerichtshofs im Einklang mit seinem Statut zu erwä-
gen; 

5. fordert die Staaten auf, Möglichkeiten zur Stärkung
der Tätigkeit des Gerichtshofs zu prüfen, so auch durch die Un-
terstützung des Treuhandfonds des Generalsekretärs zur Un-
terstützung der Staaten bei der Regelung ihrer Streitigkeiten
durch den Internationalen Gerichtshof auf freiwilliger Basis,
um den Fonds in die Lage zu versetzen, seine Unterstützung
der Länder, die ihre Streitigkeiten dem Gerichtshof unterbrei-
ten, weiterzuführen und zu verstärken;

6. betont, wie wichtig die Förderung der Tätigkeit des
Internationalen Gerichtshofs ist, und fordert mit Nachdruck,

dass im Rahmen der verfügbaren Mittel weitere Anstrengun-
gen unternommen werden, um das Bewusstsein der Öffent-
lichkeit durch Lehre, Studium und bessere Bekanntmachung
der Tätigkeit des Gerichtshofs auf dem Gebiet der friedlichen
Streitbeilegung zu fördern, sowohl hinsichtlich seiner recht-
sprechenden als auch seiner gutachterlichen Tätigkeit.

RESOLUTION 61/38

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 4. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/455, Ziff. 13)57.

61/38. Bericht des Sonderausschusses für die Charta und
die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 3499 (XXX) vom
15. Dezember 1975, mit der sie den Sonderausschuss für die
Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen ein-
setzte, sowie auf ihre auf späteren Tagungen verabschiedeten
einschlägigen Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/233 vom
17. August 1993 über die Neubelebung der Tätigkeit der Ge-
neralversammlung,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 47/62 vom
11. Dezember 1992 über die Frage der ausgewogenen Vertre-
tung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheits-
rat,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Offenen Arbeits-
gruppe zur Frage der ausgewogenen Vertretung und der Erhö-
hung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat und zu anderen
mit dem Sicherheitsrat zusammenhängenden Fragen58,

unter Hinweis auf diejenigen Teile ihrer Resolution
47/120 B vom 20. September 1993, die für die Tätigkeit des
Sonderausschusses von Bedeutung sind,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 51/241 vom
31. Juli 1997 über die Stärkung des Systems der Vereinten Na-
tionen und ihre Resolution 51/242 vom 15. September 1997
mit dem Titel „Ergänzung zur ‚Agenda für den Frieden‘“, mit
der sie die der Resolution als Anlage beigefügten Texte betref-
fend die Koordinierung und die Frage der von den Vereinten
Nationen verhängten Sanktionen annahm,

besorgt über die besonderen wirtschaftlichen Probleme,
vor die sich bestimmte Staaten infolge der Durchführung von
Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen gestellt sehen, die der
Sicherheitsrat gegen andere Staaten ergriffen hat, sowie be-
rücksichtigend, dass die Mitglieder der Vereinten Nationen
nach Artikel 49 der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet
sind, einander bei der Durchführung der vom Sicherheitsrat
beschlossenen Maßnahmen gemeinsam handelnd Beistand zu
leisten,

55 Resolution 2625 (XXV), Anlage.
56 Resolution 37/10, Anlage. 

57 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Ägyptens im Namen des Präsidiums im Ausschuss vorgelegt.
58 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement
No. 47 (A/60/47).




